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Anlage 1 
 
 
 

1. Änderung der Benutzungs- und Gebührensatzung 
 für Unterkünfte für Flüchtlinge und Obdachlose der Stadt Olfen  

vom 21.02.2018 
 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NW. 
S. 666, SGV. NRW 2023), und der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV.NRW S. 712), in der 
jeweils z. Zt. gültigen Fassung hat der Rat der Stadt Olfen in seiner Sitzung am ………..... 
die 1. Änderungssatzung beschlossen: 
 
 
 

Artikel I 
 
 

§ 3 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
 
Der Wohnraum in der Unterkunft wird durch schriftlichen Bescheid zugewiesen. Die 
Zuweisung erfolgt jederzeit widerruflich. Mit dem Widerruf erlischt das Recht auf 
Benutzung des zugewiesenen Wohnraums. Den benutzungsberechtigten Personen 
kann jederzeit das Recht für die Benutzung der Unterkunft widerrufen bzw. ihnen 
können andere Unterkünfte zugewiesen werden. Dies gilt insbesondere  
 

a) wenn Räumlichkeiten für dringendere Fälle in Anspruch genommen 
werden müssen,  
b) bei Missachtung des Hausfriedens oder Verstoß gegen Bestimmungen der 
Hausordnung oder dieser Satzung oder  
c) bei Standortveränderungen der Unterkünfte oder  
d) wenn die Belegungsdichte verändert werden soll oder  
e) wenn das Asylverfahren abgeschlossen ist oder  
f) wenn trotz schriftlicher Aufforderung mit Fristsetzung keine ausreichenden 
Bemühungen zur aktiven Wohnungssuche vorliegen oder  
g) wenn zumutbare Alternativen auf dem regulären Wohnungsmarkt zur 
Verfügung stehen oder  
h) wenn die Benutzungsgebühren nicht gezahlt werden oder 
i) bei einer länger als drei Tage andauernden unentschuldigten Abwesenheit 
des Benutzers. 



 
 
 
 
§ 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 

Die Benutzungsgebühr wird auf Grundlage des Kommunalabgabengesetztes (KAG 
NRW) einheitlich je Unterbringungsplatz erhoben. Sie beträgt einschließlich der 
Betriebs- und Ausstattungskosten je Unterbringungsplatz und Kalendermonat 122,96 
€. Neben der Benutzungsgebühr sind die Verbrauchskosten wie Wasser, Heizung 
und Strom als Pauschale zu entrichten. Der Zahlbetrag wird anhand der Kosten des 
Vorjahresverbrauches ermittelt und festgesetzt. Für die Entrichtung der 
Verbrauchskosten gilt § 4 Abs. 6 entsprechend.  
 
 
 
 
 

Artikel II 
 
 

Inkrafttreten 
 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.04.2021 in Kraft. 
 
 


